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			Große Schnittmengen 

			Macri empfängt den neuen brasilianischen Staatschef Temer
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			Mauricio Macri mit seinem Gast Michel Temer. (Foto: casarosada.gob.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) - Sie sind offensichtlich auf einer Wellenlänge: Präsident Mauricio Macri und sein neuer brasilianischer Amtskollege Michel Temer. Der in seiner Heimat umstrittene Politiker, der nach der Suspendierung der gewählten Präsidentin Dilma Rousseff im vorigen Mai die Regierungsgeschäfte in Brasilia übernommen hatte, gab am Montag seine Visitenkarte in Buenos Aires ab. 

			Dass es beträchtliche politische Schnittmengen zwischen ihnen gibt, machten Macri und Temer bei ihrer Pressekonferenz in der Präsidentenresidenz Olivos deutlich: Beide betonten die Absicht, den bilateralen Handel wieder in Schwung bringen zu wollen, die Zusammenarbeit im Mercosur zu fördern sowie die Verhandlungen mit der EU für ein Freihandelsabkommen zwischen beiden Wirtschaftsblöcken zu beschleunigen.

			Was die bilaterale Ebene betrifft, wollen die beiden liberalen Politiker die Unstimmigkeiten und Schieflagen im länderübergreifenden Handel beseitigen, die durch Gebühren und Einfuhrzölle verursacht werden. Die schwierigen Wirtschaftslagen, in denen sich die beiden größten Länder des Mercosur derzeit befinden, ließen sich am besten durch Zusammenarbeit überwinden: „Die Unterstützung kleiner Unternehmen oder die Entwicklung und Verknüpfung von Produktion - es gibt viele Bereiche, in denen wir zusammenarbeiten und den Austausch zwischen unseren beiden Ländern vorantreiben können“, meinte Macri. 

			Er hatte bereits im Wahlkampf des Vorjahres immer wieder betont, dass für ihn Brasilien der natürliche erste Partner Argentiniens sei. Doch die schwere politische Krise im Nachbarland, die in der Amtsenthebung von Dilma Rousseff gipfelte, sorgte dafür, dass der Ausbau des bilateralen Verhältnisses zunächst noch nicht im gewünschten Umfang erfolgen konnte.

			Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, sprachen Macri und sein Gast auch über die Einrichtung einer Arbeitsgruppe mit dem Ziel, die Sicherheit an den Grenzen zu verbessern, um Drogenhandel, Terrorismus und Menschenhandel zu bekämpfen.

			Einig sind sich Macri und Temer auch im Blick auf das sozialistische Venezuela. Beide forderten die Regierung in Caracas auf, bis zum 1. Dezember den Forderungen der anderen Mercosur-Mitglieder nach Einhaltung von Menschenrechten und Pressefreiheit zu entsprechen. Anderenfalls drohe dem Erdölland im Norden des Subkontinents der Ausschluss aus dem Wirtschaftsblock. Macri beklagte die Weigerung der venezolanischen Regierung, das von der Opposition des Landes angestrebte Referendum zur Abwahl des Präsidenten Nicolás Maduro in diesem Jahr stattfinden zu lassen.

			Macri und sein brasilianischer Gast waren sich zudem darin einig, den Friedensprozess in Kolumbien auch nach der Ablehnung des ausgehandelten Friedensvertrags durch das kolumbianische Volk weiter zu unterstützen. Beide Regierungen würdigten den Willen der Konfliktparteien in Kolumbien zum Waffenstillstand und erklärten, die Bemühungen um Gespräch und Verständigung weiter zu fördern.

			Temer reiste am Abend weiter nach Paraguay, wo er von dem dortigen Staatschef Horacio Cartes zu einem Abenddiner empfangen wurde. Nicht auf der Reiseroute des Brasilianers stand Uruguay, dessen Regierung unter Präsident Tabaré Vázquez einen weniger konfrontativen Kurs zu Venezuela verfolgt.

			Vor der Residenz in Olivos kam es zu Protesten gegen den Besuch Temers. Brasilianische Residenten, Gewerkschafter und Linksaktivisten demonstrierten gegen den „Staatsstreich“, mit dem Temer an die Macht gekommen ist, und forderten seinen Rücktritt. Temer will vorerst bis zu Neuwahlen im Amt bleiben, längstens aber bis zu den turnusmäßigen Wahlen 2018.
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			Verstärkung für die Provinz 

			Nationalregierung schickt 6400 zusätzliche Polizeikräfte
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			Gouverneurin María Eugenia Vidal (M.) will mehr Sicherheit für die Bürger der Provinz Buenos Aires. (Foto: AT)

			Buenos Aires (AT/mc) - Verstärkung für die Polizei in der Provinz Buenos Aires: Angesichts zunehmender Gewalttaten im größten Gliedstaat des Landes beschloss Präsident Mauricio Macri am Dienstag, rund 6400 Polizisten des Nationalstaates in die Provinz zu schicken. Es handelt sich dabei um Beamte der Bundespolizei, der Gendarmerie, der Küstenwache sowie der Flughafenpolizei. Der Entscheidung vorausgegangen war eine Unterredung zwischen Macri, Provinzgouverneurin María Eugenia Vidal, der nationalen Sicherheitsministerin Patricia Bullrich sowie Cristian Ritondo, dem Sicherheitsminister der Provinz.

			Die zusätzlichen Sicherheitskräfte, die die 51.000 Polizisten der Provinz unterstützen werden, sollen vor allem im Kampf gegen Drogen- und Waffenhandel sowie gegen Entführungen zum Einsatz kommen. Zu einer ähnlichen Maßnahme hatte im Vorjahr bereits die Regierung von Cristina Fernández de Kirchner gegriffen. Die entsandten Kräfte wurden dann aber im Laufe des Jahres wieder zurückgezogen.

			Die Bundeskräfte werden im Großraum Buenos Aires agieren, aber auch in einigen Problemzonen im Inneren der Provinz, etwa in Mar del Plata, wie Ministerin Bullrich erläuterte. Insgesamt in 31 Bezirken. Die entsandten Ordnungshüter sollen der Verbrechensprävention dienen, während die Provinzpolizei einen Prozess der Neuorganisation durchlaufen soll. Wie lange das dauern werde, sagte Bullrich nicht.

			Beobachter werten die Entscheidung als einen politischen Sieg Vidals. Sie habe sich gegen Bullrich, die eigentlich eine andere Strategie verfolgt habe, durchgesetzt. Vidal hat einen engen Draht zu ihrem Parteifreund Macri, seit sie von 2011 bis 2015 dessen Stellvertreterin als Bürgermeister der Stadt Buenos Aires war. 

			In der Provinzregierung wurde die Ankündigung sehr begrüßt. So sagte Gustavo Ferrari, der Justizminister des Gliedstaats: „Das Wichtigste ist, dass der Präsident und die Gouverneurin das Problem erkennen und ein Beispiel in gemeinsamer Arbeit geben.“
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			Die Woche in Argentinien

			Lepra in Argentinien

			Man möchte meinen, Lepra gehöre der Vergangenheit an. Doch alleine in Argentinien gibt es jedes Jahr rund 270 bekannte neue Fälle der Infektionskrankheit. Dies geht aus den Zahlen der Weltgesundheitsorganisation WHO hervor. Weltweit leiden derzeit 390.000 Menschen an Lepra. In Argentinien gab es im vorigen Jahren 426 Leprapatienten. Die Dunkelziffer der Erkrankten dürfte jedoch deutlich höher sein. Meist dauert es nach der Infektion bis zu drei Jahre, ehe die Krankheit diagnostiziert wird. Mangelnde Aufklärung und die Angst der Betroffenen vor gesellschaftlicher Ausgrenzung sorgen zudem dafür, dass Krankheitsfälle erst spät registriert werden. Lepra ist heutzutage heilbar. Die Behandlung dauert zwischen sechs Monaten und einem Jahr. Die Übertragung geschieht durch Tröpfcheninfektion. Da Lepra nur schwach ansteckend ist, liegt die Ursache der Neuerkrankungen oft auch in mangelnder Hygiene, Unterernährung und somit einem geschwächten Immunsystem. 

			Pilgern nach Luján

			Wind und Wetter schreckten sie nicht: Zehntausende junger Menschen nahmen am vorigen Wochenende Regen und Kälte in Kauf, um die 60 Kilometer von Liniers zur Wallfahrtskirche Luján zu Fuß zurückzulegen. Am Sonntag erreichten sie die Basilika, die der Jungfrau von Luján, der Schutzpatronin des Landes, gewidmet ist. Dort feierte Mario Poli, der Erzbischof von Buenos Aires, eine Messe. Dabei forderte der Geistliche die Pilger auf, der Armut im Land gegenüber nicht gleichgültig zu sein: „Wenn wir können, sollten wir etwas mit den Armen teilen. Dies ist auch ein Dienst am Vaterland“, meinte Poli in seiner Predigt - auch wenn der Beitrag des Einzelnen nur ein kleiner Tropfen sei: „Denn wie die heilige Mutter Teresa von Kalkutta sagte, bestehen auch die großen Ozeane aus kleinen Tropfen.“

			Neues Frauenquorum

			In der Provinz Buenos Aires sollen künftig auf allen Wahllisten auf Provinz- und Kommunalebene sowie bei Schulbeiratswahlen genauso viele Frauen wie Männer sein. Das Parlament des Gliedstaats verabschiedete am Dienstag mit breiter Mehrheit einen entsprechenden Gesetzesentwurf, der das Frauenquorum von bislang 30 auf nun 50 Prozent erhöht. Frauen und Männer sollen abwechselnd auf den Listen geführt werden. Das Regierungsbündnis „Cambiemos“ und die Kirchner-treue „Siegesfront“ stimmten für das Projekt. Lediglich die Linksfront votierte dagegen. Die abtrünnigen Peronisten enthielten sich der Stimme. Gouverneurin María Eugenia Vidal hat nun zehn Tage Zeit, das Gesetz zu verkünden - oder ihr Veto einzulegen. Letzteres gilt als unwahrscheinlich.

			Carrió operiert

			Mittlerweile ist Elisa Carrió auf dem Weg der Besserung. Doch am Dienstag musste die Abgeordnete der Bürgerlichen Koalition wegen Herzproblemen ins Krankenhaus eingeliefert werden. Im Hospital Universitario Austral unterzog sich die Politikerin einer Angioplastie, einem Verfahren zur Erweiterung bzw. Wiedereröffnung von verengten Blutgefäßen. Es wurden zwei Stents eingesetzt. Am Mittwoch hieß es, Carrió habe den Eingriff gut überstanden und erhole sich zügig. Sie blieb jedoch vorerst in stationärer Behandlung. Mit der TV-Moderatorin Susana Giménez wurde am Dienstag eine weitere Frau des öffentlichen Lebens operiert. Die 72-Jährige unterzog sich einem chirurgischen Eingriff an der Gallenblase. Sie will bereits am Sonntag wieder vor der Kamera stehen. 

			Papst kommt vorerst nicht

			Papst Franziskus wird auch 2017 nicht nach Argentinien kommen. Dies gab der Pontifex Maximus vor wenigen Tagen in einer Videobotschaft bekannt. Er habe bereits andere Reisen nach Asien und Afrika geplant, sagte er zur Begründung. Beobachter gehen aber davon aus, dass Franziskus vermeiden will, in den Wahlkampf in seinem Heimatland hineingezogen zu werden. Im nächsten Jahr stehen die wichtigen Teilwahlen für den Kongress an. „Ich lege es in die Hände des Herrn, dass er mir den richtigen Zeitraum anzeigt“, so der Papst. Gleichwohl betonte er, wie sehr ihm die Argentinier am Herzen liegen: „Das argentinische Volk ist mein Volk. Ihr seid mir wichtig. Ich bleibe auch weiterhin Argentinier und reise mit argentinischem Pass. Ich bin überzeugt, dass das argentinische Volk der größte Schatz unseres Vaterlands ist.“ Außerhalb Argentiniens wird es in Kürze aber zu einem Treffen zwischen Franziskus und Präsident Mauricio Macri kommen. Am 16. Oktober fährt der Staatschef nach Rom, um der Heiligsprechung des 1914 verstorbenen argentinischen Priesters José Gabriel del Rosario Brochero beizuwohnen. (AT/mc)

		

	
		
			26 Jahre Wiedervereinigung
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			Feier im Zeichen von Herausforderungen

			Deutsch-argentinische Gemeinschaft feiert 26 Jahre deutsche Einheit

			Von Ivana Forster
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			Rudolf Hepe (M.), der Vorsitzende der FAAG, bei seiner Begrüßungsansprache.

			Buenos Aires (AT) - Wie in den Vorjahren fand die Feier zum “Día de la Unidad de Alemania” am deutschen Brunnen statt. Doch nicht „Brunnen“, sondern „Brücken bauen“ war das diesjährige Motto zum Tag der Deutschen Einheit. Die Vertreter des Bundesrepublik in Buenos Aires orientierten sich darin am Vorbild der Bundesregierung.

			„Wie immer gehört es sich, ein paar deutsche Worte am deutschen Brunnen zu sagen,“ begrüßte Rudolf Hepe, Vorsitzender des Verbands Deutsch-Argentinischer Vereinigungen (FAAG), zur Feierlichkeit. Mit einem Tag Verzögerung fanden sich am Dienstagvormittag Mitglieder der deutsch-argentinischen Gemeinschaft und der deutschen Vereine und Schulen zusammen, um den 3. Oktober zu zelebrieren. Dem Anlass gebührend stand über der Plaza Alemania strahlende Frühlingssonne. Denn nicht nur die Wiedervereinigung jährte sich, auch die Deutsch-Argentinische Industrie- und Handelskammer sowie die Deutsche Wohltätigkeits-Gesellschaft (DWG) feierten 2016 wichtige Geburtstage. Hepe gratulierte beiden zum 100-jährigen Bestehen. 

			Der deutsche Botschafter Bernhard Graf von Waldersee freute sich, zum fünften Mal an der Einheitsfeier in der argentinischen Hauptstadt teilnehmen zu können. Nicht nur hinsichtlich des Leitgedankens „Brücken bauen“ hielt er sich an die Bundeskanzlerin. Er stimmte Angela Merkel zu, dass es ein Tag der Freude und Dankbarkeit sei. Deutschland genieße derzeit weltweit einen sehr guten Ruf als ein Land, das sich mit anderen solidarisch zeige.

			Doch es sei auch ein Tag, an dem man reflektieren sollte, wie man die Dinge noch besser machen kann. Er sollte ein Ansporn sein, dass wir „dafür sorgen, dass wir diesen Stolz in die Zukunft tragen können.“ Auch der Austausch zwischen Deutschland und Argentinien könne zum Erhalt eines offenen und hilfsbereiten Landes beitragen. Darum lobte der Botschafter die Deutschlandreise des Chors der Deutschen Schule Lanús Oeste. Zur Feier trugen die Primaria-Schüler drei Lieder in deutscher und spanischer Sprache bei. 

			[image: einheitstag071.jpg] 

			Botschafter Bernhard Graf von Waldersee.

			Cornelia Schmidt-Liermann, Kongressabgeordnete von Macris Pro-Partei, brachte in einer energischen Rede zwei Herzensthemen zur Sprache. Argentinien wie Deutschland stünden vor gewaltigen Herausforderungen: Hier die hohe Armutsrate, dort die Aufgabe, eine Million Flüchtlinge zu integrieren. Dies erfordere humanitäres Denken. 

			Besonders an die jungen Anwesenden richtete sie den Appell, auch mit kleinen Akten der Mitmenschlichkeit Ungerechtigkeiten entgegenzutreten. Schmidt-Liermann äußerte ihren Wunsch, dass es ab dem nächsten Jahr wieder ein gemeinsames Fest der Jugend gebe. In den letzten Jahren gab es zwei getrennte Veranstaltungen.

			Den Abschluss bildete die Ehrung verschiedener Anwesender. Mit Urkunden wurden deutsche Einwanderer geehrt, die vor über 50 Jahren nach Argentinien kamen. Nennenswert ist Claudio Gaebler: Er kam 1951 auf außergewöhnliche Art - im Leib seiner Mutter. Urkunden an mehrere Bewohner des Altenheims „Los Pinos“ übergab Juan Diego Finsterbusch, der Präsident der Deutschen Wohltätigkeitsgesellschaft (DWG), die das Seniorenheim ins Leben rief.

			Die deutsche Botschaft wird derzeit renoviert, und so feierten geladene Gäste dieses Jahr im vornehmen Ambiente des Alvear Palace Hotels. Bernhard Graf von Waldersee betonte vor den rund 600 Teilnehmern des Empfangs, dass das deutsch-argentinische Verhältnis auf eine lange Geschichte zurückblicke und von daher nicht neu erfunden werden müsse. Gleichwohl habe es seit dem Amtsantritt Mauricio Macris als argentinischer Präsident neuen Schwung bekommen. Macris Besuch in Berlin sowie die Visiten der deutschen Minister Frank-Walter Steinmeier (Außen) und Sigmar Gabriel (Wirtschaft) zeugten davon.

			Musikalische Darbietung
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			Der Kinderchor der Deutschen Schule Lanús Oeste.

			Buenos Aires (AT/ifo) - Es sang der Kinderchor der Primaria der Deutschen Schule Lanus Oeste: Iara Bacco, Lautaro Benevento, Sol Maria Bossio, Malena Godoy, Franco Bottazzi, Thomas Budsisch, María Victoria Bustos, Abigail Cabrera Caruso, Narela Castaño, Santino Diorio Mana, Joaquín El Bitar, Valentín Formigo, Antonella Ghidini, Alejandro Gil, Aldana Guarino, Julieta Leanza, Shaiel Lescano Álvarez, Camila Leterelli, Milagros Llorente, Camila Lomoro, Danila Mendizza, Lara Molina Louzao, Sebastián Nicolausig, Sol Núñez, Chiara Obertin, Aylén Parente, Daniela Pascuzzi, Valentina Pasieka, Enzo Rodriguez, Fiorella Susteras, Thiago Troisi und Valentín Vezzoni.
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			Brasilien als Partner

			Im letzten Jahr hat sich die politische Szene in Südamerika deutlich verändert. Der knappe Sieg der Allianz genannt „Cambiemos“ („Wir ändern“) unter Führung der Partei PRO von Mauricio Macri mit UCR-Radikalen, der Partei von Elisa Carrió („Coalición Cívica“) und anderen hat die zwölfeinhalbjährige populistische Regierung des Ehepaars Néstor und Cristina Kirchner abgelöst und regiert seit bald einem Jahr im Land.

			In Brasilien ist ebenfalls ein parteipolitischer Wechsel eingetreten. Die populistische Arbeiterpartei des ehemaligen Präsidenten Inacio Lula da Silva wurde von ihrer Koalitionspartner verlassen, deren Spitzenkandidat Michel Temer Vizepräsident war und als solcher die Präsidentschaft antrat, nachdem die Präsidentin Dilma Rousseff unter anderem in Zusammenhang mit einem Korruptionsskandal abgesetzt worden war. Dieser Skandal bezog sich auf Schmiergelder zwecks Bauaufträgen. Marcelo Odebrecht, Vorstandsvorsitzender der größten brasilianischen Baufirma, wurde zu einer mehrjährigen Haftstrafe verurteilt. In Argentinien sind derzeit ebenfalls Bauaufträge an Firmen, die mit den Kirchners liiert waren und auch Überpreise bezogen, Gegenstand von Ermittlungen der Justiz. Lázaro Báez, Strohmann der Kirchners, sitzt derzeit im Gefängnis. Ein Richter ermittelt in diesem Fall und hat Expräsidentin Cristina Kirchner bereits zur Aussage vorgeladen. Präsident Macri mischt sich nicht ein, wie vorher die Kirchners mit den Richtern der Gruppe genannt „Justicia Legítima“, die den Kirchners hörig waren, und auch mit direktem Druck auf die Richter.

			Beide Regierungen verfolgen mit Sorge die Entwicklung in Venezuela. Dort hatte der inzwischen verstorbene Präsident Oberst Hugo Chávez mit seinem extrem demagogischen Kurs, den er als sogenannten Sozialismus des 21. Jahrhundert vorstellte, reine Demagogie betrieben, mehrere Unternehmen verstaatlicht, darunter auch die Stahlfirma des argentinisch-italienischen Konzerns Techint, allerdings mit Entschädigung. Sein Nachfolger und jetziger Präsident Nicolás Maduro hält sich strikt an die Politik seines verstorbenen Vorgängers. Venezuela genießt das Privileg, die größten Erdölreserven der Welt zu haben und sinkt trotzdem in ein Chaos. Medikamente und Waren des häuslichen Bedarfs fehlen im Land, ebenso wie Nahrungsmittel, die zum Teil im benachbarten Kolumbien jenseits der gemeinsamen Grenze eingekauft werden.

			Hinzu kommt der Streitpunkt Mercosur. Macri und Temer hegen berechtigte Zweifel an der Mitgliedschaft Venezuelas im Mercosur, dessen Vorsitz halbjährlich wechselt. Das chaotische Venezuela als Mitglied zuzulassen, ist derzeit fragwürdig, in der Folge auch den halbjährlichen Vorsitz der Regierung von Maduro, derweil die Opposition sich dort bemüht, die Unterschriften für eine Absetzung des Präsidenten zu sammeln. Maduro und die Streitkräfte, die ihn wie vorher Chávez unterstützen, bemühen sich, zu verhindern, dass genügend Unterschriften für ein sogenanntes „referendo revocatorio“, zu Deutsch etwa Absetzungsreferendum“, gesammelt werden, das Maduro sicherlich zum Rücktritt nötigen würde. 

			Dieses politische Szenarium zeigt deutlich, dass in Südamerika derzeit andere Winde als die vorherigen der populistischen Demagogie wehen. Deshalb ist es sicherlich kein Zufall, dass Temer seine erste Auslandsreise nach Buenos Aires führte, wo er sich mit Präsident Macri auf Staatsbesuch traf. Linkspopulismus ist in Südamerika offenbar nicht mehr gefragt.
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			Sie sind nicht das Volk

			Von Stefan Kuhn

			Brennende Polizeiautos, pöbelnde Demonstranten und ein Brandanschlag auf eine Moschee - das war kein Einheitsfest. Die zentralen Feiern zum Tag der Deutschen Einheit in Dresden zeigten, wie weit die Deutschen noch, oder wieder, voneinander entfernt sind. 

			Auf der einen Seite sind diejenigen, die die Wiedervereinigung für einen historischen Glücksfall halten und trotz aller Mängel das bisher Erreichte anerkennen. Auf der anderen Seite stehen jede Menge Pöbler und Dauernörgler, diejenigen, die sich als Verlierer der Einheit sehen und im Rassismus ein Ventil für ihre Frustrationen gefunden haben.

			Ihr Argumentationsstrang ist denkbar einfach: Der Staat gibt viel Geld für Flüchtlinge und deren Integration aus. Geld, das man besser für Deutsche verwenden sollte. Vielfach wird auch kolportiert, dass einfache Deutsche schlechter dastehen als Asylbewerber. Dazu kommen auch noch Überfremdungsängste. Deutschland darf als Teil des christlichen Abendlandes nicht islamisiert werden.

			Nun ist zwar richtig, dass die Aufnahme von fast 900.000 Flüchtlingen allein im Jahr 2015 den Staat viel Geld kostet, aber besser als ein deutscher Hartz IV-Empfänger steht kaum ein Flüchtling da. Asylunterkünfte sind häufig prekäre Einrichtungen, ein Großteil der Flüchtlingshilfe wird von Privatpersonen sowie nichtstaatlichen Organisationen und Institutionen geleistet.

			Was die „Islamisierung des Abendlandes“ angeht, das Motto, das die Pegida-Bewegung im Namen trägt, kann man nur von einem wirren Horrorszenario sprechen. Der Großteil der Muslime in Europa hat schon immer auf dem Kontinent gelebt. 2005 waren etwa 50 Millionen der 700 Millionen Europäer islamischen Glaubens. Rund zwei Drittel davon lebten in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion, dem europäischen Teil der Türkei, in Bosnien-Herzegowina, Bulgarien und Zypern. Verlässliche Zahlen sind das nicht, vielfach werden sogenannte Kulturmuslime mit eingerechnet.

			Ähnliches gilt für Deutschland. Man geht von 3,3 bis 4,3 Millionen Moslems aus, etwa vier bis fünf Prozent der Gesamtbevölkerung. Allerdings dürften schon vor der Wiedervereinigung deutlich über zwei Millionen Muslime in der Bundesrepublik gelebt haben. In Sachsen waren es vor zwei Jahren 0,4 Prozent der Bevölkerung. Mag sein, dass sich die Zahl seither verdoppelt hat, es wäre immer noch ein weit unter dem Bundesdurchschnitt liegender Wert. Zudem haben die „Patriotischen Europäer gegen eine Islamisierung des Abendlandes“ (Pegida) Ende Oktober 2014 ihre Montagsdemonstrationen begonnen und schon damals enormen Zulauf gehabt. 

			Kein Argument, aber zumindest ein nachvollziehbares Gefühl, ist die Angst vor islamistischen Terroristen. Unter den fast 900.000 Flüchtlingen sind erwiesenermaßen auch Angehörige des IS nach Deutschland gekommen. Es mögen hochgerechnet einige Dutzend sein. Teils war es Glück, teils die Effektivität der Sicherheitskräfte, dass es in Deutschland noch keinen islamistischen Großanschlag gegeben hat. Insgesamt starben bei Anschlägen islamistisch motivierter Amokläufer zwei Menschen. Im März 2011 erschoss ein Kosovo-Albaner auf dem Frankfurter Flughafen zwei US-Soldaten. Durch rechtsextreme Gewalt kamen dagegen in Deutschland seit der Wiedervereinigung zwischen 75 und 176 Menschen ums Leben. Allein im Pegida-Land Sachsen hat die Zahl rechtsextremistisch motivierter Straftaten laut einem Bericht des Mitteldeutschen Rundfunks (MDR) von 2014 bis 2015 um 86 Prozent zugenommen. Die Bombenattentate auf eine Moschee und ein Kongresszentrum in Dresden sind da noch gar nicht mit eingerechnet. 

			Sonderlich überrascht haben die Attentate nicht. Das rechtsradikale Potenzial in dem Bundesland ist groß. Wesentlich schlimmer ist das Verständnisheucheln von Politikern aus Parteien, die eigentlich hinter der Flüchtlingspolitik von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) stehen. Selbst deren Parteifreund, der sächsische Ministerpräsident Stanislaw Tillich, machte sich Pegida-Forderungen zu eigen. Ein besonders krasser Fall ist die ehemalige sächsische Grünenpolitikerin Antje Hermenau. Sie sprach nach den Dresdener Anschlägen von einem „Akt der Verzweiflung“. Die Grünen können froh sein, dass sie diese Terrorversteherin nicht mehr in ihren Reihen haben. 

			Hermenaus Kommentar ist der Gipfel der politischen Umnachtung. Es gibt keine muslimische Horden, die die sächsische Landeshauptstadt überrennen. Verzweifelt müssten die Flüchtlinge sein, die im Krieg Angehörige verloren haben, nach einer Odyssee im gelobten Deutschland ankommen und dann in Sachsen landen, wo es offenen Hass gibt und Asylbewerberheime angegriffen werden. Verzweifelt müssten die Angehörigen der islamischen Gemeinden in Dresden sein, die auf offener Straße angepöbelt und attackiert werden.

			Verständnis für Täter, für Rassisten und selbst für gutbürgerliche Mitläufer ist nicht angebracht. „Wir sind das Volk“ grölen die Pegida-Demonstranten in perverser Anlehnung an den Slogan der Bürgerrechtsbewegung in der DDR. Kanzlerin Merkel und Bundespräsident Joachim Gauck, beides Politiker mit Ostbiografien, werden als „Volksverräter“ beschimpft. „Ihr seid nicht das Volk“, müsste man ihnen entgegen schreien. Wer Nazi-Begriffe wie „Volksverräter“ oder „Lügenpresse“ in den politischen Diskurs einbringt, hat seine Existenzberechtigung schon verloren. Wenn dann auch noch die Sprecherin der rechtspopulistischen Alternative für Deutschland (AfD) das Adjektiv „völkisch“ wieder salonfähig machen will, weiß man, in welche Richtung es läuft. 

			Pegida ist ein Sammelsurium aus Sympathisanten der AfD, den Neonazis der NPD, Einheitsgeschädigten und frustrierten Ostdeutschen. Sie ist eine - zumindest im Osten der Republik - nicht zu unterschätzende Bewegung. Das Volk ist sie nicht.
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			Randglossen

			Frauen in der Politik waren in früheren Zeiten eine Seltenheit. Politik galt als Männersache. Das hat sich weltweit geändert. In Großbritannien ist die Konservative Theresa May Premierministerin, in den 1980er-Jahren hatte Margaret Thatcher dieses Amt. In Deutschland regiert seit zehn Jahren Angela Merkel. In Argentinien hat Cristina Fernández de Kirchner zwei vierjährige Amtszeiten absolviert. In den Vereinigten Staaten kandidiert Hillary Clinton für die Präsidentschaft und dürfte laut Umfragen am 9. November erste US-Präsidentin werden. In der Provinz Buenos Aires soll ein Gesetz demnächst dafür sorgen, dass künftig Frauen auf Kandidatenlisten für das Provinzparlament gleichberechtigt mit Männern aufgestellt werden müssen, zudem auf den Kandidatenlisten je ein Mann und eine Frau in Folge. Frauen mischen in der Politik gleichberechtigt mit, anstatt sich wie früher nur um den Haushalt und die Erziehung ihrer Kinder zu kümmern.

			Der Schock sitzt tief bei den Befürwortern des Referendums zum Friedensprozess in Kolumbien. Statt dem Kriegsbeil sehen sie nun ihre Hoffnungen auf eine baldige Beendigung des seit über fünfzig Jahre andauernden Konfliktes begraben. Nicht nur, dass eine Mehrheit von knapp über 50 Prozent sich dagegen aussprach, 62 Prozent der Bevölkerung nahm erst gar nicht teil. Die Friedenspfeife muss also noch warten, denn die schweigende Mehrheit zeigt deutlich: Sie will keinen „unsicheren Frieden“ und war noch nicht zu Vergebung und Versöhnung bereit. Der Präsident und die Farc-Führer sind nun aufeinander angewiesen, mehr denn je. Ohne Änderungen an den bisherigen Vereinbarungen und ohne Unterstützung aus dem Ausland wird es nicht gehen.

			Eigentlich müssten die Kirchen in Sachsen voll besetzt sein, denn fast nirgendwo in Deutschland gibt es mehr Verteidiger des christlichen Abendlandes. Dass dem nicht so ist, liegt daran, dass sich dort sowohl Protestanten als auch Katholiken in der Diaspora befinden. Drei Viertel der Sachsen bezeichnen sich als konfessionslos. Das muss noch nichts heißen, denn man kann auch christliche Werte verteidigen ohne Kirchgänger zu sein. Derartige Werte verteidigen die Verteidiger des Abendlandes allerdings nicht. Nächstenliebe und Hilfsbereitschaft sind ihnen fremd. Sie kultivieren Hass und Neid. Für sie sind Muslime Fremdkörper in einer imaginären Volksgemeinschaft. Deshalb ist es nachvollziehbar, dass sie Kirchen meiden. Religionsgemeinschaften sind eine wichtige Größe in der Flüchtlingshilfe. Kirche und Fremdenhass sind in etwa so inkompatibel wie Pegida und das christliche Abendland.
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			Steuereinnahmen im September: +39%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Bundesstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im September mit $ 168,21 Mrd. um 30% über dem Vorjahr. In 9 Monaten 2016 waren es $ 1,44 Bio., 28% über dem Vorjahr. Die Einnahmen liegen unter der Inflation, die in 12 Monaten zum September leicht über 40% liegt. Dennoch ist anzunehmen, dass bei dieser Entwicklung das Plansoll des Haushaltsgesetzes für 2016 übertroffen wird.

			Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 34,24 Mrd.:+13,6%. Dass die Zunahme so gering war, beruht auf der Erhöhung des steuerfreien Minimums, aber auch auf der schwachen Konjunktur. Dennoch hätte man beim Inflationsgewinn, der sich für den Fiskus ergibt, weil es keine Inflationsberichtigung der Gewinne gibt, und die progressive Skala seit Jahren unverändert geblieben ist, eine höhere Zunahme erwartet.

			- Mehrwertsteuer: $ 53,86 Mrd., +38,4%. Hier lag die Zunahme bei der direkt von Steueramt eingenommenen Steuer bei +34,8%, während die vom Zollamt einbehaltene MwSt. +51,6% ergab. 

			- Interne Steuern: $ 4,70 Mrd., +85,0%. Hier hat sich die bedeutende Erhöhung des Satzes der Zigarettensteuer ausgewirkt.

			- Exportzölle: $ 5,17 Mrd., +9,7%. Die vergangene Ernte wurde dieses Jahr schnell exportiert, so dass für September wenig übrig blieb. Dennoch erscheint die Zunahme angesichts der starken Abwertung, die sich auf die Pesowerte direkt überträgt, sehr gering.

			- Importzölle: $ 5,31 Mrd, +68,1%. Die starke Importzunahme widerspricht der schwachen Konjunktur.

			- Schecksteuer: $ 12,06 Mrd., +38%. Diese Entwicklung ist bei Berücksichtigung der Inflation und des BIP-Rückganges normal.

			- Benzinsteuer: $ 2,81 Mrd., +12,8%. Nachdem der Benzinpreis in 12 Monaten stark erhöht wurde, weist dies auf eine bedeutende Abnahme des Konsums hin.

			- Andere Brennstoffsteuern: $ 974,7 Mio. +46,0%.

			- Weitere Brennstoffsteuern (Dieselöl, Pressgas u.a.): $ 2,57 Mrd.,+58,0%. Der Konsum von Dieselöl ist wegen der erhöhten Nachfrage der Landwirtschaft gestiegen, und bei der Steuer auf Pressgas hat sich auch der weitere Übergang von Benzin auf Gas ausgewirkt. 

			- Sozialabgaben: 45,23 Mrd., +32,7%. Die Zunahme liegt leicht über der durchschnittlichen Lohnerhöhung und deutet auf eine geringe Zunahme der Beschäftigten hin.

			Die Rückvergütungen, die eine Subvention auf den Export von industriellen Gütern darstellen, erreichten $ 16,16 Mrd., + 51,6% über dem Vorjahr. Der Betrag der Steuereinnahmen wurde somit um $ 5,5 Mrd. verringert. Diese Subventionen werden direkt von den Steuereinnahmen abgezogen, so dass sie auch von den Provinzen getragen werden, weil der Betrag ihrer Beteiligung am Steuererlös sinkt. Eigentlich müssen diese Subventionen als Staatsausgaben gebucht werden und dem Bundesstaat zur Last fallen.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,46, gegen $ 15,56 in der Vorwoche. Die ZB verbleibt bei der Politik der geringen Schwankungen, aber mit einer leicht steigenden Tendenz. Die Devisenreserven betrugen u$s 32,51 Mrd., gegen 30,39 Mrd. in der Vorwoche, was bedeutet, dass die ZB Devisen kaufen musste, um den Kurs zu halten. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.12.16 bei $ 16, zum 31.3.17 bei $ 16,69, zum 30.6.17 bei $ 17,36 und zum 31.8.17 bei $ 17,84. Der Terminkurs zum August 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 19,53%. Dieser Zinssatz ist in den letzten Wochen kontinuierlich zurückgegangen, was auf eine geringere Inflationserwartung deutet.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires lag am Mittwoch um 1,88% über der Vorwoche und um 46,21% über Ende Dezember 2015.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere lagen letzte Woche unter leichtem Angebotsdruck. Nur Argentina 2019 stieg um 0,05%. Alle anderen Papiere verzeichnen leichte Baissen: Argentina 2021 schloss mit -0,41%, Argentina 2026 mit -0,79%, Argentina 2048 mit -0,56, und Bonar 2024 mit -0,33.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280 je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 400, in beiden Fällen unverändert gegenüber der Vorwoche.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 3.10.16 um 27,34%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, um 22,56%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 3.10.16 um 25,08% auf $ 1,48 Bio., und die Pesokredite nahmen um 18,48% auf $ 902,20 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen um 56,55% auf u$s 16,31 Mrd., und die Dollarkredite um 117,81% auf u$s 8,32 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 60,9% der Depositen ausmachen, waren es im Dollarbereich 52,2%. Die Beanspruchung der Dollardepositen für interne Kredite hat in den letzten Monaten stark zugenommen, was beiläufig die ZB-Reserven verringert, die die nicht ausgeliehenen Dollardepositen einschliessen.

			***

			Am Mittwoch hat die Regierung Staatsbonds in Euros für E 2,5 Mrd. untergebracht. Dabei lagen die Offerten bei E 7,6 Mrd. Der Beträg teilt sich je zur Hälfte in Bonds auf 5 Jahre zu 3,875% und auf 10 Jahre zu 5% auf. Es handelt sich um die dritte Unterbringung von Staatsbonds im Ausland in diesem Jahr. Doch bisher wurden die Titel nur in Dollar ausgegeben. Im April waren es u$s 16,5 Mrd., bei Offerten von über u$s 70 Mrd.

			***

			Nachdem die ZB dieses Jahr dem Schatzamt schon $ 27,12 Mrd. übertragen hat, verbleiben gemäss dem monetären Programm der ZB nur $ 6,1 Mrd. bis Ende Jahr. Um dieses Ziel einzuhalten, muss das Schatzamt weiter Bonds unterbringen, zum Teil auf dem internationalen und zum Teil auf dem lokalen Markt. 

			***

			Die Regierung hat sich letzte Woche mit der Schweizer Bank Arner über die Zahlung von ausstehenden Bonds für einen Betrag von u$s 40,5 Mrd. geeinigt, gab der von Richter Griesa ernannte Vermittler, Dan Pollack, bekannt. Jetzt fehlen noch vier Investmentfonds, die argentinische Staatspapiere für insgesamt u$s 400 Mio. halten, und ein ebenso hoher Betrag in Händen von kleinen Anlegern.

			***

			Die Zinsen, die argentinische Grossunternehmen für Auslandskredite zahlen, sind dieses Jahr zwisachen 2,4 und 4 Prozentpunkte gefallen. Private argentinische Bonds auf 3 bis 5 Jahre ergeben auf dem Finanzamrkt eine Rendite von 3,6% bis 7,2%.

			***

			Die lokale Fabrikation von Kfz lag im September mit 42.599 Einheiten um 19,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der lokalen Fabriken Adefa mit. Die Lieferungen an Agenturen lagen mit 67.816 Kfz um 12,2% über dem Vorjahr, und die Exporte mit 17.658 Einheiten um 19,2% unter dem Vorjahr. Der interne Bedarf wurde zu fast zwei Drittel durch Importe aus Brasilien gedeckt, während es bisher etwa die Hälfte waren.

			***

			Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaile gab bekannt, dass Ende November eine Delegation des US-Landwirtschaftsdepartements eintreffen werde, um über den Export von gekühltem und gefrorenem Rindfleisch nach den USA zu verhandeln, der vor 15 Jahren wegen einem Fall von Maul- und Klauenseuche in Corrientes unterbrochen wurde. In den 90er Jahren hatten die USA eine Quote von 20.000 Jato für dieses Fleisch eingeführt, nachdem Argentinien von der zuständigen internationalen Sanitätsbehörde als frei von dieser Tierkrankheit erklärt wurde. Die Kirchner-Regierungen haben sich nicht um den Fall gekümmert, der sie weniger interessierte, nachdem der Rindfleischexport ohnehin beschränkt wurde, um ein künstlich hohes Angebot auf dem Binnenmarkt zu schaffen.

			***

			Die Gewerkschaft der Bauarbeiter (UOCRA) und die argentinische Bautenkammer haben eine Lohnerhöhung von 17% für sechs Monate ab 1. September vereinbart. Mit der Zulage, die schon ab März für 6 Monate gewährt wurde, beträgt die Jahreszunahme 39%, weit mehr als bei fast allen Abkommen, die ab März für ein Jahr abgeschlossen wurden. 

			***

			Bei den Handelsangestellten (1,2 Mio.) wird auch über die Lohnerhöhung für die Sechsmonatsperiode vom 1.10.16 bis zum 31.3.17 verhandelt. Die beiden Unternehmerverbände, die Argentinische Handelskammer und CAME, haben eine Zulage von 15% plus einen fixen Bonds von $ 2.000 zum Jahresende geboten. Das ergibt für 12 Monate ab 1.April 2016 38%: 20%, die schon gewährt wurden, plus jetzt 15%, und 3%, die dem Bonds entsprechen. Angeblich soll Arbeitsminister Jorge Triaca schon zugestimmt haben.

			*** 

			Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat ein Moratorium für städtische Steuerschulden eingeführt, die bis zum 31.Mai 2016 bestehen. Dabei werden Zinsen zum Teil erlassen. Die Zahlung der Schuld kann in bar mit einem Abschlag von 15% der Zinsen oder in bis zu 90 Monatsraten erfolgen.

			***

			Die Getreidebörse von Buenos Aires hat für 2017 eine Maisernte von 36 Mio. Tonnen in Aussicht gestellt, gegen ca. 30 Mio. t. dieses Jahr. Doch dies werde zum Teil auf Kosten der Sojabohne gehen, für die 53 Mio. t. vorgesehen seien, gegen 56 Mio. t. dieses Jahr.

			***

			Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, kündigte an, dass es 2017 keine Neubewertung der Immobilien geben werde. Statt dessen sollten die Raten der Steuern auf Immobilien, auf Fahrzeuge, Boote und Glücksspiele um 30% bis 35% erhöht werden. Die Bruttoumsatzsteuer soll unverändert verbleiben, da der Erlös ohnehin mit der Inflation automatisch steigt.

			***

			Die Zementlieferungen lagen im September um 11,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 4,1% unter August. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (“Estimador mensual industrial”), verzeichnet im August einen interanuellen Rückgang von 5,7%, womit die ersten 8 Monate 2016 um 4,2% unter dem Vorjahr lagen. Mit Ausnahme von Nahrungsmitteln (+0,4%) und Papier und Pappe (+1,6%), waren die Abnahmen allgemein. Am höchten war der Rückgang bei Grundmetallen (Stahl und Aluminium) mit -23,2%, bei Verlagen und Druck (-17,4%), bei Zigaretten (-12,1%), bei Kautschuk und Kunststoffen (-8,5%), bei Erdölraffinerien (-7,6%), bei Metallmechanik (-7,3%) und bei Kfz (-7,2%). Geringere Abnahmen weisen die Textilindustrie (-3,3%) und die Chemie (-2%) aus.

			***

			Der Index der Bautätigkeit des INDEC verzeichnet im August eine interanuelle Abnahme von 3,7%, womit die Abnahme in 8 Monaten 12,8% ausmacht. Bei der Bauwirtschaft gab es jedoch bei vielen Baumaterialien im August interanuelle Zunahmen, so bei Asphalt (+25,3%), Gipsplatten (+6,8%), Zement (+6,8%), Farben (+4,6%) und Toilettenausstattungen aus Keramitk (+1,7%). Doch auf der anderen Seite gab es Abnahmen, so bei Glas (-33,1%), Rundeisen (-15,3%), hohle Ziegelsteine (-10,9%) und Fliessen und Keramikverkleidungen (-1,5%). 

			***

			Ende der Vorwoche schloss die Mission des Internationalen Währungsfonds ihre Arbeit nach zehn Tagen Anwesenheit in Argentinien ab. In einer Mitteilung hat der IWF den wirtschaftspolitischen Kurs der Regierung gutgeheissen und dabei die Absicht hervorgehoben, die Inflationsrate auf eine einstellige Jahrezahl zu senken, und ebenfalls das Haushaltsdefizit zu verringern. Die Mission hob auch die schwere Erbschaft der Macri-Regierung hervor. Die Einzelheiten des Berichtes sollen erst im November bekanntgegeben werden, nachdem das IWF-Direktorium den Bericht genehmigt hat.

			***

			Das Finanzsekretariat hat Ende der Vorwoche Schatzbonds in Pesos zu festem Zinssatz von 18,20%, mit Verfall im Oktober 2021, für $ 50 Mrd. untergebracht. Es gab 184 Offerten für insgesamt $ 67,11 Mrd. Zusätzlich wurde ein Schatzbonds in Pesos zu 20,42%, mit Verfall im September 2018, für $ 11,57 Mrd. untergebracht. Ebenfalls wurden Schatzscheine in Dollar für u$s 300 Mio. zu 3,06% untergebracht. Insgesamt wurden schon Schatzscheine in Dollar für u$s 5,87 Mrd. platziert. 

			***

			 

			Die Regierung hat beschlossen, die chemische staatliche Fabrik Dioxitek, in Formosa, fertig zu bauen, nachdem schon $ 300 Mio. unter der Regierung von CFK investiert worden waren. Der Standort für die Fabrik von Uraniumdioxyd, das in den Kernkraftwerken eingesetzt wird, ist nicht der beste. Bisher wurde dieses Produkt in der Fabrik in Córdoba erzeugt, die geschlossen ist. Jetzt soll sie eventuell wieder in Betrieb genommen werden, bis die Fabrik in Formosa fertig ist.

			***

			Die Regierung hat die Zuteilung von 25.000 Krediten an Familien verfügt, die im Programm „Procrear Solución Casa Propia“ inbegriffen sind. Insgesamt gab es 113.838 Anträge. Das letzte Mal, dass Kredite im Rahmen dieses Programmes zugeteilt wurden, war im Februar 2014. Die monatliche Rate, die Amortisation und Zinsen einschliesst, entspricht etwa einer Miete. Die Kredite werden über 15 Banken erteilt, die eine Subvention von $ 100.000 bis $ 300.000 von der ANSeS erhalten. Die Bank hat eine Frist von 60 Tagen, um den Kredit zu genehmigen, und der Kreditempfänger eine von 6 Monaten, um die angemessene Wohnung zu finden. 

			***

			Der Bau des vierten argentinischen Kernkraftwerkes, Atucha III, soll erst im 2. Halbjahr 2017 beginnen. Das Abkommen mit China über den Bau des Werkes wurde am 18.7.2014 abgeschlossen und zwischen Planungsminister Julio de Vido und dem Leiter der chinesischen Energieverwaltung, Xu Xingxiong, unterzeichnet. Das Abkommen sieht auch den Bau mit chinesischer Mitwirkung und Finanzierung des 5. Argentinischen Kernkraftwerkes vor, wobei der Baubeginn unter Macri um 18 bis 24 Monate hinausgeschoben wurde. Atucha III, das vierte argentinische Kernkraftwerk, soll eine Leistung von 760 mW haben und mit Natururan und schweremWasser betrieben werden, Das 5. Kernkraftwerk soll hingegen mit bereichtertem Uran und leichtem Wasser funktionieren. Dieses Kraftwerk soll in Atucha, in der Nähe von Zárate, errichtet werden. Die Nationale Atomenergiekommission sucht einen neuen Standort. Die Regierung hat jetzt auch die Entscheidung getroffen, die Anlage für schweres Wasser, in Neuquén, zu erweitern. Die bestehende Kapazität beläuft sich auf 56 Jato, was jedoch nicht ausreicht, um die 500 Tonnen zu erzeugen, die Atucha III erfordert.

			***

			Die einzelnen Anlagen der Sparer haben sich im September (in Pesos) wie folgt entwickelt: Merval-Aktienindex: +8,8%; Par-Bonds: +6,7%; Discount-Bonds: 4,7%; Bonad 17: 4,5%; Dollar: +2,5%; Badlar-Bonds: 2%; Euro: +1,7%; Gold: +0,7%.

			***

			Der Gouverneur von Entre Rios, Gustavo Bordet (PJ) hat beschlossen, das absurde provinzielle Gesetz vom Jahr 2007 ausser Kraft zu setzen, das den Export von Holz nach Uruguay verbietet. Dieses verfassungswidrige Gesetz war im Einvernehmen mit Präsident Néstor Kirchner erlassen worden, als Strafe wegen der Errichtung der Zellstofffabrik Botnia (heute UPM) in Fray Bentos, am Uruguay-Fluss. Indessen erlitten die Landwirte der Provinz, die Forstwirtschaft betrieben, den grössten Schaden. Entre Rios ist nach Misiones und Corrientes die dritte Provinz bezüglich Forstwirtschaft. Nachdem in Uruguay jetzt eine zweite Zellstofffabrik errichtet wurde (in der Nähe von Colonia), ist das Thema sehr aktuell. Für die Landwirte im Tigre-Delta, die nahe am Uruguay-Fluss liegen, ist die Holzlieferung an diese neue Fabrik die beste Möglichkeit.

			***

			Im September wurden fast 70.000 neue Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 5% über dem Vorjahr, teilt der Agenturenverband ACARA mit. In 9 Monaten waren es 545.000 Kfz., 8,5% über dem Vorjahr. Diese Zahlen entsprechen den Lieferungen der Agenturen an ihre Kunden. Das im September am meisten verkaufte Modell war die „pick up“ Toyota Hilux, was zeigt, dass die Nachfrage von Seite der Landwirte zugenommen hat. 

			***

			Der Bundestaatsanwalt Carlos Stornelli, der sich mit der Untersuchung des Kirchner-Strohmannes Lázaro Báez befasst, untersucht beiläufig auch die Provinzfinanzen von Santa Cruz, und hat dabei entdeckt, dass zwischen 2007 und 2011 u$s 177 Mio. aus den 1993 gezahlen Erdölgebühren, die Néstor Kichner dann auf sein Privatkonto im Ausland übertrug, in die Provinzkassen flossen. Doch auf Anweisung von N.Kirchner hat der Gouverneur Daniel Peralta mit diesen Dollar ein Devisentermingeschäft gemacht, und dabei einen Verlust von u$s 47 Mio. erlitten. Nach und nach kommt auch der Fall der Erdölgebühren an die Oberfläche. Es waren u$s 647 Mio., von denen NK auf Anraten des damaligen Wirtschaftsminister D. Cavallo u$s 290 Mio. in YPF-Aktien investierte, die er zu u$s 19 kaufte und später zu u$s 44 an Repsol verkaufte, so dass der Betrag auf über u$s 1 Mrd. stieg. In zivilisierten Ländern wird eine Provinz, in der so etwas geschieht, sofort von der Bundesregierung interveniert und der Gouverneur bei der Strafjustiz angezeigt und dann verurteilt. Doch hier geschah bisher überhaupt nichts, wobei die Provinzverwaltung von Santa Cruz unter Néstor Kirchner nie eine Abrechung vorgelegt hat, wie es bei der öffentlichen Verwaltung vorgeschrieben ist. Wirklich merkwürdig. 

			***

			Präsident Mauricio Macri hat den Leitern der grossen Landwirtschaftsverbände persönlich mitgeteilt, dass der Exportzoll für Sojabohne, von jetzt 30%, nicht unmittelbar, wie versprochen, um weitere 5 Prozentpunkte gesenkt wird, sondern ab Januar 2018 um 0,5% monatlich verringert wird, sodass er Ende der Amtsperiode von Macri bei 18% zu stehen käme. Nur die Landwirte der 10 Provinzen des argentinischen Nordens, die im Belgrano-Plan eingeschlossen sind, erhalten ab März 2017 eine Rückvergütung von 5%, um die hohen Transportkosten auszugleichen. 

			***

			Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, und Transportminister Guillermo Dietrich, haben gemeinsam eine Investition von u$s 220 Mio. in der Infrastruktur des Hafens von Quequén angekündigt. Es handelt sich um ein Gemeinschaftsprojekt der Regierung mit der Firma Terminal Sitio 0, die den Hafen verwaltet, und einem landwirtschafltlich-industriellen Konzern, an dem argentinische, brasilianische und paraguayische Unternehmen beteiligt sind. Das Projekt soll direkt 410 und indirekt 1.400 Arbeitsplätze schaffen. Die Arbeit soll 2017 beginnen und bei Beendigung zu einer Erhöhung der Hafenkapazität und einer Kostenverringerung bei der Verschiffung führen. 

			***

			Guillermo Fiad, Präsident des staatlichen Unternehmens „Trenes Argentinos Infraestructura“, das für die Passagiereisenbahn im Raum von Gross Buenos Aires verantwortlich ist, gab bekannt, dass der Staat in einer Periode von 8 Jahren u$s 14 Mrd. in diese Eisenbahnen investieren werde, davon 80% in den ersten 4 Jahren. Dabei wird auch an eine direkte Verbindung der Roca-Bahn mit der Mitre Bahn und der San Martín-Bahn, also der Bahnhöfe Constitución und Retiro, gedacht. 

			***

			Bei der Lebac-Ausschreibung von Dienstag hat die ZB zum zweiten Mal in Folge den Zinssatz von 26,75% unverändert gelassen, der für die Frist von 35 Tagen gilt, die über drei Viertel der gesamten diese Woche untergebrachten Lebac umfassen. Die Offerten betrugen $ 88,85 Mrd., die fast alle angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 83,10 Mrd., so dass der Bestand um $ 5,49 Mrd. abnahm. Doch die ZB kaufte auch Lebac auf dem sekundären Markt für $ 1,80 Mrd., so dass der Nettorückgang geringer war. Die Zinsen lagen für längere Fristen niedriger, bis zu 23,83% für 287 Tage.

			***

			Die Banken bemerken, dass die Weisswaschung langsam in Gang kommt. Bis zum Dienstag wurden schon 13.000 Spezialkonten eröffnet, die dazu bestimmt sind, schwarzes Bargeld zu legalisieren. Doch bisher wurden angeblich nur ca. $ 400 Mio. deponiert, weil in den meisten Fällen noch gewartet wird.

			***

			Das Bergbauunternehmen Barrick Gold hat letzte Woche die Tätigkeit in Veladero, Provinz San Juan wieder aufgenommen, die wegen der Verschüttung von Cyanid vom 8.9.16 eingestellt worden war. Der zuständige Richter, Hugo Quiroga, hat dies verfügt. In der Tat war kein Schaden entstanden, kein Fluss wurde verseucht, und es gab auch keine Gefährdung der Gesundheit der Bevölkerung, die ohnehin weit entfernt vom Bergbau wohnt. Es war ein rein lokaler Unfall, ohne weitere Bedeutung. Die Provinzverwaltung ist an der Aufnahme der Tätigkeit des Unternehmens interessiert, das sie eine Gebühr von 3% auf den Bruttowert ab Mine des geförderten Erzes erhält. Ebenfalls sind die Arbeiter interessiert, ihre Arbeitsquelle nicht zu verlieren und ihren Lohn zu erhalten, der weit über dem in der Proviz üblichen Niveau liegt.

			***

			Im September wurden 45.063 Motorräder in das offizielle Register eingetragen, knapp über der Vorjahreszahl, aber 3% über August 2016, teilt der Agenturenverband Acara mit. In 9 Monaten 2016 waren es 338.389 Motorräder, 4% unter dem Vorjahr.

			***

			Der Sonderfonds der ANSeS betrug zum Juli 2016 $ 805,53 Mrd., gegen $ 664,03 Mrd. im Dezember 2005. Vom Fonds entfallen $ 497,88 Mrd. auf Staatspapiere (Schatzscheine u.a.), $ 111,71 Mrd. auf Aktien, $ 87,30 Mrd. auf Anlagen in öffentlichen Infrastrukturprojekten, und der Rest auf Obligationen, Bankdepositen und Bargeld. 

			***

			Die notariellen Immobilienübertragungen der Stadt Buenos Aires betrugen im August 4.222, 43,9% über dem Vorjahr und 18,4% über Juli, teilt der Verband der Notare der Stadt mit. In 8 Monaten 2916 waren es 13% mehr als im Vorjahr. In Werten waren es im August $ 8,65 Mrd., 154,8% über dem Vorjahr. Der Betrag entspricht zum durchschnittlichen Wechselkurs vom August u$s 582,9 Mio.

			***

			Die Bundesrepublik Deutschland hat in der Vorwoche beschlossen, wieder Hermes-Garantien für Kredite zu gewähren, die für die Finanzierung von Kapitalgüterexporten nach Argentinien bestimmt sind. Diese politische Garantie war seit dem Default von Ede 2001 aufgehoben worden. Hermes garantiert nicht das komerzielle Risiko, also der Zahlungsrückstand oder die Zahlungsunfähigkeit des Käufers in Argentinien, sondern nur das politische Risiko, das darin besteht, dass die ZB die Mittel nicht überweist. 

			***

			Mario Quintana, Staatssekretär für interministerielle Koordinierung im Amt des Kabinettschefs, erklärte, die Erwartung der Zahlung eines Sonderbonds zum Jahresende an Lohnempfänger sei übertrieben, da die Regierungsvertreter den Gewerkschaftler am Donnerstag der Vorwoche nur versprochen hätten, das Thema zu untersuchen und binnen 10 Tagen eine Antwort zu erteilen. Finanzminister Alfonso Prat Gay fügte seinerseits hinzu, dass überhaupt nichts vereinbart worden sei. In der Tat hat der Bundesstaat keine Mittel, um diesen Bonds zu zahlen, und die Provinzen noch weniger, angefangen mit Santa Cruz, die nicht einmal die Gehälter zahlen kann. Was die Privatwirtschaft betrifft, so muss die Entscheidung von den Unternehmern getroffen werden, wobei die Regierung eine beschränkte Mitwirkung hat. Viele Unternehmen, vor allem kleine und mittlere, sind nicht in der Lage diesen Bonds zu zahlen, wobei sie ohnehin schon eine schwierige finanzielle Lage haben.

			***

			Die von der argentinischen Regierung verpflichteten US-Anwälte Cleary, Gottlieb, Steen & Hamilton und deren verbündete Anwälte Carmine Bocuzzi und Jonathan Blackman, haben in den acht Jahren, in denen sie Argentinien beim Prozess verteidigt haben, der von Richter Thomas Griesa geführt wurde, Honorare der argentinischen Regierung von insgesamt u$s 380 Mio. erhalten, obwohl sie den Prozess in allen Instanzen verloren haben. Im Dezember 2015 hat Minister Prat Gay den Vertrag mit jener Kanzlei gekündigt, und Cravath, Swaine & Moore verpflichtet, wobei der Anwalt Michael Paskin mit dem Fall Argentinien beauftragt wurde. Die Honorare dieser Kanzlei waren ähnlich wie die der vorherigen, aber sie war effizienter, was auch auf die Haltung der Regierung zurückzuführen ist, die sich bemüht hat, eine sofortige Lösung zu erreichen.

			***

			Der Verband CAME, der vorwiegend den unabhängigen Einzelhandel vertritt, hat bekanntgegeben, dass der Mengenumsatz im September 2016 um 7,7% unter dem Vorjahr lag. Den grössten Rückgang verzeichnen elektrische Haushaltsgeräte (Eisschränke, Waschmaschinen u.a.) mit -16,8%, Reifen mit -12,4%, Eisenwaren mit -19,9%, Bekleidung mit -9,6% und Baumaterialien mit -7,9%. In keiner Sparte gab es im September eine interanuelle Zunahme.

			***

			Anlässlich der zweiten Jahrestagung des föderalen Hafenrates, die in Posadas, Provinz Misiones, stattfand, wurde bekanntgegeben, dass in diesem Jahr schon private Investitionen in Häfen von Seiten nationaler und ausländischer Invesoren für u$s 1,8 Mrd. vollzogen worden seien. Hinzu kommen dann noch die vorgesehenen Investitionen für die Modernisierung des Hafens von Buenos Aires, die nächstes Jahr beginnt, und für die Kraftwerke in Zárate und Campana. Insgesamt werden die Investitonen in argentinischen Häfen 2016 und 2017 auf ca. u$s 5 Mrd. geschätzt, wobei nur ein geringer Teil davon staatlich ist. Die Privatisierung, die Anfang der 90er Jahre vollzogen wurde, hat die Infrastrukturinvestitionen in diesem Bereich weitgehend auf private Unternehmen verlagert, und die Staatsfinanzen entsprechend entlastet. Ausserdem hat dies zu einem phänomenalen Effizienzsprung bei der Hafenbetreibung geführt, der dem Aussenhandel zugute kommt.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Audi hat sein erstes Werk auf dem nordamerikanischen Kontinent eröffnet. „Heute ist die Geburtsstunde der Premium-Autoproduktion in Mexiko“, sagte Vorstandsvorsitzender Rupert Stadler am Freitag in San José Chiapa. In der Fabrik im Bundesstaat Puebla im Zentrum des Landes sollen künftig pro Jahr 150 000 Fahrzeuge vom Modell Q5 vom Band laufen. Die Ingolstädter haben rund eine Milliarde Euro investiert und auf 460 ha. Montagehallen, Lackierereien, ein Presswerk, ein Qualitätslabor, ein Ausbildungszentrum und einen Logistik-Park errichtet. Rund 4200 Arbeiter werden in der Fabrik beschäftigt sein. (dpa)

			***

			Der Abgas-Skandal hat VW in seinem weltweit zweitgrößten Werk im mexikanischen Puebla ein Fünftel der Belegschaft gekostet. Es hat sich dabei um die 20% der Angestellten mit befristeten Verträgen gehandelt. VW beschäftigt in Puebla derzeit 13 500 Menschen. Das Werk in Puebla hängt zu 60% von den USA als Exportmarkt ab. (dpa)

			***

			Ein Konzern, gebildet aus der spanischen Repsol, der britischen British Gas und der argentinschen Pan American Energy hat ein neus Gaslager in Bolivien entdeckt, von dem eine Förderung von 3 Mio. cbm. täglich erwartet wird. Für die Ausbeutung des Lagers ist eine Investition von u$s 112 Mio. notwendig. Präsident Evo Morales hob die Bedeutung des Fundes hervor, und sagte, in der Gegend des neuen Vorkommens könnten 6 bis 9 Mio. cbm. täglich gefödert werden, die zur bestehenden Gasförderung des Landes hinzukommen und vornehmlich für Lieferungen nach Argentinien und Brasilien bestimmt seien. Für Argentinien ist dies besonders wichtig, weil das aus Bolivien importierte Gas viel billiger als das verflüssigte Gas ist, das per Schiff importiert wird. 

			***

			In Brasilien lag die Industrieproduktion im August laut dem offiziellen Index um 5,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 3,2% unter Juli 2016. Die ersten 8 Monate 2016 liegen um 8,2% unter dem Vorjahr. Der August-Rückgang konzentriert sich stark auf Kfz und Bergbauprodukte..

			***

			Geschäftsnachrichten

			Danfer-Lange & Söhne

			Das deutsche Uhrenunternehmen A. Lange & Söhne hat mit der lokalen Danfer im grössten Shopping-Center der Stadt Buenos Aires, dem Patio Bullrich, ein Lokal geöffnet. Der globale Geschäftsführer von Lange, Wilhelm Schmid, war auch bei der Einweihung anwesend. Der Ausstellunsgsraum der Firma bietet die fünf Uhrentypen der Firma Lange an. Es handelt sich um mechanische Präzisionsuhren.

			Mercedes Benz

			Dieses deutsche Unternehmen hat ein neues Schmieröl für seine Motoren vorgestellt, das von den gleichen Experten enwickelt wurde, die die Motore gebaut haben. Dieses Öl hat Additive, die eine hohe Leistung sichern, so dass die Forderungen für die Standartqualität bei Weitem übertroffen werden. Dabei wird die Reibung zwischen den beweglichen und den fixen Teilen des Motors verringert, die wegen der hohen Temparaturen und dem hohen Druck ein Problem darstellt. Dadurch wird schliesslich die Lebensdauer des Motors verlängert. Das neue Mercedes Benz-Schmieröl ist bei allen Konzessionären der Marke erhältlich.

			Shell

			Der Präsident des britisch-niederländischen Erdölunternehmens Shell, Ben van Beurden, teilte Präsident Mauricio Macri in einer persönlichen Unterredung vom Donnerstag der Vorwoche mit, dass die Firma in Argentinien bis 2020 jährlich u$s 300 Mio. investieren werde, was insgesamt u$s 1,2 Mrd. ausmacht, auch in Forschung und Förderung von Erdöl und Gas, wo das Unternehmen bisher in Argentinien nicht tätig war. Shell hatte schon vor einiger Zeit eine Investition von u$s 250 Mio. für Forschung in zwei Gebieten in „Vaca Muerta“angekündigt, die insgesamt 325 qkm  umfassen. Unter den Kirchners war Shell verfolgt worden, wobei Néstor Kirchner 2005 persönlich zu einem Boykott gegen das Unternehmen aufrief, und Handelssekretär Guillermo Moreno zahlreiche Klagen vor Gericht gegen die Firma vorbrachte, die alle abgelehnt wurden, nachdem nachgewiesen wurde, dass sie völlig unbegründet waren.

			Aluar

			Dieses lokale Unternehmen, kontrolliert von der Familie Madanes Quintanilla (der auch die Reifenfabrik FATE gehört), hat ein Programm zur Erzeugung von elektrischem Strom aus nicht konventionellen Quellen für u$s 600 Mio. über ihre Tochterfirma GenPat in Angriff genommen. Es soll sich um folgende Energiequellen handeln: Wind, Sonne, geotermische Energie, Meereskraft, Wasserkraftwerke, Biomasse, Biogas und Biobrennstoffe im Allgemeinen. Aluar-Präsident Javier Madanes Quinanilla wies drauf hin, dass die Entscheidung im Rahmen der neuen Energiepolitik der Regierung getroffen worden sei, die u.a. in der jüngsten Ausschreibung für Kraftwerke mit erneuerbaren Energiequellen zum Ausdruck komme. Diese Stromerzeugung ist an erster Stelle für den Eigenbedarf bestimmt. Doch es sollen auch Stromüberschüsse an das Netz abgegeben werden. Aluar versorgt die grosse Aluminiumfabrik in Puerto Madryn, Provinz Chubut, an erster Stelle mit dem Strom des Wasserkraftwerkes Futaleufú (472 MW), in der Andenkordillere, wobei sie 60,2% des Kapitals des Betreibers hält.Ausserdem hält sie 20,2% am Kapital von Transpa, die den Strom bis zum Werk befördert. Das Unternehmen betreibt auch bei der Fabrik ein thermisches Kraftwerk auf Gasbasis (755 MW).
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			Eine inhaltlose und politisierte Armutsdiskussion

			Als das Statistische Amt (INDEC) in der Vorwoche bekanntgab, dass die Armut fast ein Drittel der Bevölkerung umfasst, wurde dies allgemein als zu hoch für ein Land wie Argentinien empfunden. Präsident Macri äusserte hierzu, er scheue die Wahrheit nicht, wie es Cristina Kirchner getan habe, und Kirchneristen u.a. wiesen darauf hin, dass unter seiner Regierung 1,4 Mio. Arme hinzugekommen seien. Die neue Zahl wurde als solche kritiklos hingenommen, obwohl sie fragwürdig ist. Der ehemalige Wirtschaftsminister Axel Kicillof erklärte, die Zahl sei um 10 bis 15 Prozentpunkte aufgebläht, und er kann dabei gewiss recht haben. 

			Diese Statistik beruht auf einer Erhebung bei ca. 10.000 Haushalten, wobei das Ergebnis dann auf die gesamte Bevölkerung hochgerechnet wird. Eine Hochrechnung von eins auf tausend ist rein statistisch fragwürdig. Abgesehen davon, sagen die Befragten nicht unbedingt die Wahrheit, weil sie befürchten, dass man ihnen Subventionen streichen oder sie sonst schädigen will. Da es keine Rückfragen gibt, werden die Ausagen nicht geprüft. Meistens werden Gelegenheitseinkommen verschwiegen oder zu niedrig geschätzt. Naturaleinkommen, wie sie bei denjenigen bestehen, die eigene Gemüsengärten und eventuell auch Hühnerzucht betreiben, werden nicht berücksichtigt. Auch wird die Familiensolidarität und, allgemein, die Hilfe von Freunden und Nachbarn, nicht berücksichtigt. In einigen Gegenden trägt auch der Fischfang zur Familienernährung bei. Ausserdem:  wenn jemand in einer Blechhütte in einem Elendsviertel wohnt, aber eine ordentlich bezahlte Arbeit hat, dann wird er nicht als arm eingestuft, während jemand, der eine gute Wohnung hat, aber wenig verdient, in diese Kategorie fällt. Die Armutsproblematik ist eben so vielfältig, dass man sie gewiss nicht mit einem Prozentsatz erfassen kann. Schliesslich sei noch bemerkt, dass laut INDEC-Statistik  6,3 Prozentpunkte der Zahl der Armen auf solche entfallen, die im Elend leben, also ein Einkommen haben, das nicht einmal für ihre Ernährungsausgaben reicht. Indessen sieht man kaum Personen, die nur Haut und Knochen sind, wie es laut dieser Statistik sein sollte. Irgendwie ernähren sich diese Menschen doch. Was es indessen in grossen Mengen gibt, sind falsch ernährte Menschen. Doch das ist ein anderes Problem.

			Was ebenfalls auffällt, ist die starke Zunahme der Armut, die die historische Serie des INDEC aufweist. Der Armutskoeffizient hat sich folgendermassen entwickelt:

			Jahr................Armut (in% der Bevölkerung)

			- 1970......................................4,6

			- 1980......................................8,0

			- 1985......................................16,0

			- 1988......................................34,3

			- 1990......................................41,3

			- 1993......................................22,0

			- 1996......................................30,5

			- 2002......................................55,3

			- 2003......................................47,6

			- 2007......................................20,6

			- 2013......................................4,7

			- 2016......................................32,2

			Ab Anfang 2007 wurde der Index der Konsumentenpreise künstlich gedrückt, so dass auch der Armutskoeffizient abnehmen musste. Private Berechnungen, wie die der katholischen Universität, ergaben ab 2007 immer Zahlen um 30%, und 2015, als es keine offizielle Armutsstatistik mehr gab, 29%. Bei obiger Statistik erscheint es sonderbar, dass die Armut l970 und 1980, in einem global viel ärmeren Land, so viel niedriger war als heute. Ebenfalls erscheinen die hohen Schwankungen des Armutskoeffizienten nicht glaubhaft. 

			Die Bestimmung der Zahl der Armen überlassen wir lieber den Statistikern, die auf diesem Gebiet gewiss noch viel zu tun haben. Ob es jetzt wirklich 32,2% sind, oder 35% oder 25%, ändert nichts am grundsätzlichen Problem, dass es zu viele Arme gibt, während es in einem Land wie Argentinien nur Ausnahmen sein sollten. Es geht somit um die Überwindung der Armut. Die Regierung geht davon aus, dass die Armut als Folge des Wachstums automatisch abnehmen wird, während die Kirchners und Kumpanen diese These ablehnen und während ihrer Regierung die Einkommensumverteilung in den Vordergrund setzten. Dabei war der Erfolg während der K-Regierungen jedoch, mild gesagt, mässig, und wurde zum grossen Teil nur dadurch erreicht, dass die langfristige Entwicklung den kurzfristigen Erfolgen geopfert wurde. Aber ein hohes Wachstum kann auch bei Beibehaltung einer hohen Armenquote erreicht werden. Man muss das Problem eben anders erfassen. Die Politik zur Überwindung der Armut hat viele Aspekte, die von der Regierung berücksichtigt werden müssen. Halten wir fest:

			- An erster Stelle steht die Schaffung von Arbeitsplätzen. Die hohe Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Schwarzarbeit sind ein wesentlicher Armutsfaktor. Dies hängt nicht nur vom Wachstum der Wirtschaft ab, sondern viel mehr von der Arbeitsgesetzgebung und der Ausbildung ab. Vollbeschäftigung erfordert eine flexible Gesetzgebung, die sich den Gegebenheiten des Arbeitsmarktes anpasst, ohne übertriebenen Schutz der Arbeitnehmer, und auch eine bessere Schulausbildung.

			- Dass es in Argentinien Menschen gibt, die nicht genug zu essen haben, erscheint gewiss absurd. Die Versorgung mit Lebensmitteln für alle, sei es über gemeinschaftliche Anstalten, die Gratismahlzeiten liefern, über die Ernährung in öffentlichen Schulen, über die direkte Vergabe von Nahrungsmitteln oder die Förderung der eigenen Gemüsengärten, ist im Wesen nur ein Organisationsproblem. Finanziell sollte dies ohne weiteres zu verkraften sein. 

			- Die Wohnungsproblematik steht hier auch im Vordergrund. Es geht einmal um einen effizienteren Einsatz der Mittel, die für sozialen Wohnungsbau bestimmt sind. Dabei müssen die Wohnungsviertel gut geplant und gebaut werden, was unter den Kirchners nicht der Fall war. In vielen Fällen können die Käufer auch bei der Endphase selber mitarbeiten. In anderen Fällen genügt es, wenn der Staat Baumaterialien und technischen Beistand liefert. Unter den Kirchners wurde auf diesem Gebiet Riesenbeträge vergeudet, wie es u.a. hunderte von halbfertigen Häusern in Vororten der Bundeshauptstadt zeigen, die langsam verkommen. Ebenfalls wurde beim Wohnungsbau über soziale Gruppierungen, die nichts davon verstehen, wie die “Madres de Plaza de Mayo” (von Hebe Bonafini) und die “Tupac Amarú” (von Milagro Sala) in Jujuy, viel Geld verschwendet und beiläufig auch gestohlen. Doch der Zugang zur Wohnung umfasst auch das Mietenproblem. Einmal muss der Staat Garantien liefern, auch wenn er dabei schliesslich Geld verliert, und dann müssen leerstehende Wohnungen besteuert werden. Schliesslich sei noch darauf hingewiesen, dass der Wohnungskredit bei armen Familien eine Subvention enthalten muss. Dass muss man direkt anerkennen und nicht von einer hohen Inflation abhängig machen, die die Amortisationsraten entwertet.

			Es gibt noch viel andere Einzelaspekte der Armutsbekämpfung. Was wir jedoch an dieser Stelle stets betonen, ist die Notwendigkeit von Sozialassistenten, die den armen Familien beistehen, sie beraten und ihnen konkret helfen, ihre Lage zu überwinden. Denn in sehr vielen Fällen wissen die Armen einfach nicht, wie sie ihre Lage verbessern können. Sozialassistenten gibt es in Argentinien nur für besondere Fälle, nicht aber für Armenbetreuung. Überflüssige Staatsangestellte sollten zu diesem Zweck geschult werden, und allgemein sollten die Universitäten Karrieren in diesem Sinn einführen. Tausend gute Sozialassistenten würden gewiss dazu beitragen, dass viele Personen ihre Armut überwinden können, die heute nicht wissen, wie sie dabei beginnen sollen.
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			Ein ehrgeiziges Programm für den Ferntransport von Waren

			Der Warentransport vom Landesinneren bis zu den Konsumzentren und Häfen wird allgemein als sehr teuer betrachtet, und dies stellt ein Hindernis für die Wirtschaft der entfernten Gegenden des Landesinneren dar, besonders des Nordostens. Sojabohne u.a. Produkte aus dieser Gegend haben somit Zusatzkosten, die eventuell dazu führen, dass die Rechnung beim Export nicht aufgeht. Es wird oft darauf hingewiesen, dass es mehr koste, eine Ware von Jujuy nach Buenos Aires zu transportieren, als von dieser Stadt nach Rotterdam. 

			Der Wirtschaftler Nicolás Dujovne hat in der Zeitung “La Nación” (26.9.16) dieses Problem erläutert und darauf hingewiesen, dass die internen Transportkosten heute, in Dollar gemessen, zwei-einhalb Mal so hoch wie 2001 liegen, während sie international allgemein gesunken sind. Ob die Zunahme wirklich so hoch war, lässt sich bezweifeln, nicht aber, dass die Transporttarife real gestiegen sind, was nicht hätte sein sollen. 

			Dujovne führt dies an erster Stelle auf die Tatsache zurück, dass die Gewerkschaft der Lastwagenfahrer (geleitet von Hugo Moyano) 15 Bereiche des Transports kontrolliert: den lokalen und internationalen Frachtentransport, den Transport von Erdöl und Erdölprodukten, die Verteilung von Nahrungsmitteln und Getränken, die Müllabfuhr, den . Geldtransport u.a. Bereiche. Als Néstor Kirchner 2003 als Präsident antrat, kontrollierte die Gewerkschaft von Moyano nur den Ferntransport per Lastwagen. Kirchner hat ihm erlaubt, immer mehr Tätigkeiten zu erfassen, auf Kosten anderer Gewerkschaften, und Lohnerhöhungen und Arbeitsbedingungen durchzusetzen, die zu einer Verteuerung geführt haben, die weit über die Inflation hinausgeht. Doch das Problem geht weit über die Gewerkschaftsmacht hinaus.

			Der Lastwagentransport konzentriert 84% der gesamten Fracht. 14% entfällt auf die Eisenbahnen und 2% auf den Flusstransport. Bei dieser Konstellation hätten sich die Kirchner-Regierungen auf den Bau von Autobahnen konzentrieren müssen. Doch abgesehen von der Fertigstellung der Strecke Rosario-Córdoba, die mehrere Jahre länger als notwendig gedauert hat, geschah auf diesem Gebiet nichts. Die Macri-Regierung hat hingegen dem Thema sofort grosse Bedeutung verliehen.

			Das Hauptproblem des Warentransports besteht in einem so grossen Land wie Argentinien im Einsatz der Eisenbahn. In Europa erfolgt etwa die Hälfte des Frachtentransports mit der Eisenbahn, und in Argentinien war der Anteil vor dem Bau von Überlandstrassen, der in den 30er Jahren einsetzte, noch viel höher. Argentinien verdankt sein rasantes Wachstum ab der 80er Jahre des 19. Jahrhunderts weitgehend der Eisenbahn, wobei am Anfang über tausend Kilometer Schienen pro Jahr gelegt wurden. Die von britischen Unternehmen verwalteten Eisenbahnen waren sehr effizient, so dass das System gut funktionierte und erlaubte, die landwirtschaftliche Produktion billig zu den Konsumzentren und Häfen zu befördern. Als in den 30er Jahren des vorigen Jahrhunderts das Strassennetz ausgebaut wurde, setzte ein progressiver Übergang auf den Lastwagen ein. Das wurde auch dadurch gefördert, dass die Eisenbahn 1948 verstaatlicht wurde und der Dienst dann schlechter wurde, während die Lastwagen privat betrieben wurden und sich den Wünschen der Kunden anpassten. 

			Allgemein wird jetzt der Lastwagen vorgezogen, weil er von Haus zu Haus fährt, so dass sich teure Umladungen erübrigen, bei denen ausserdem darauf geachtet werden muss, dass die Ware nicht gestohlen wird. Dieses Problem wurde in anderen Ländern zum grossen Teil gelöst, indem die Ware in Container geladen wird, die zunächst auf flachen Lastwagen deponiert und dann mit einem speziellen Krahn auf flache Eisenbahnwaggons übertragen werden. Auf alle Fälle sollte die Eisenbahn für lange Strecken, wie etwa von den Nordwestprovinzen bis Buenos Aires, trotz der Umladungskosten billiger sein als der Lastwagen, einmal, weil sie viel weniger Treibstoff pro Tonnenkilometer verbraucht, dann auch weil viel weniger Personal pro Tonnenkilometer eingesetzt wird, und schliesslich, weil es dabei keinen Reifenverbrauch gibt und die Unfallgefahr viel niedriger ist.

			Unter der Menem-Regierung wurden die verschiedenen Eisenbahnstrecken in Konzession vergeben. Das hat allgemein recht gut funktioniert, jedoch nur in geringem Umfang zu einem Übergang vom Lastwagen auf die Eisenbahn geführt. Die Ausnahme war die Belgrano-Bahn, die von Buenos Aires nach dem Nordwesten führt, bei der mehrere Privatisierungsversuche gescheitert sind. Dabei sollte besonders diese Bahn am besten mit dem Lastwagen konkurrieren können, weil sie die weitaus längste Strecke aufweist. Doch ausgerechnet diese Bahn befand sich in sehr schlechtem Zustand, so dass sehr hohe Investitionen für die Erneuerung von Schienen und für Lokomotiven und Waggons notwendig waren, die kein Privatunternehmen bereitstellen wollte, weil die Rentabilitätsrechnung nicht aufging. 

			Unter der Macri-Regierung wurde die Erneuerung dieser Strecke als prioritäres Investitionsprogramm, im Rahmen des sogenannten “Belgrano-Planes”, aufgenommen. Eigentlich war dies schon unter CFK eingeleitet worden, aber eben nur schleppend vorangetrieben worden, wie es bei den Kirchners üblich war. Die chinesischen Lieferungen wurden mit einem Kredit von u$s 2,4 Mrd. begleitet, der schrittweise eingesetzt wird. Jetzt werden die Schienen weitgehend erneuert, wobei in der Vorwoche eine Ausschreibung für 400 km in Salta und Jujuy  eingeleitet wurde, die auf $ 4,7 Mrd. veranschlagt wurde. Ebenfalls wurden über 100 Lokomotiven in China bestellt, allerdings nicht alle für die Belgrano-Bahn. Der chinesische Lieferant hat eine schon übergeben, die unmittelbar in Buenos Aires eintreffen wird. 

			Die Belgrano-Frachteisenbahn soll in absehbarer Zeit, mit neuen Lokomotiven und Waggons ausgestattet werden. Letzte Woche sind die ersten 150 von den 1.200 in China für die Belgrano-Bahn  bestellten Waggons eingetroffen. Ohne defekte Schienen wird diese Esenbahn dann eine hohe Kapazität für den Warentransport haben, und voraussichtlich viel niedrigere Tarife als der Lastwagen haben. Was noch entschieden werden muss, ist wer die Eisenbahn betreibt. Es bleibt zu hoffen, dass ein privater Betreiber verpflichtet wird, der sich dem Bedarf der Kunden anzupassen weiss und mit einer flexiblen Tarifpolitik  Frachtaufträge anzieht. Besonders dies ist für einen staatlichen Verwalter sehr schwierig. Wenn diese Eisenbahn dann gut funktioniert,  werden die Lastwagenunternehmen die Konkurrenz spüren und die Tarife nicht mehr so leicht erhöhen können. Ebenfalls sind sie dann gezwungen, gegenüber der Gewerkschaft nicht so einfach nachzugeben.

			Die Erneuerung dieser Bahnstrecke wird schon von Getreideexporteuren ernst genommen: die Firma Louis Dreyfus hat Präsident Macri die Absicht mitgeteilt, Lagerhäuser und Anlagen für die Übertragung der Fracht auf die Eisenbahn entlang der Strecke der Belgrano-Bahn zu errichten. 

			Unter Menem wurde auch der Frachtenverkehr auf dem Paraná-Fluss erweitert. Der Fluss wurde von Buenos Aires bis Santa Fé vertieft, und die ständige Baggerung wurde einem privaten Unternehmen in Konzession übergeben, das diese Tätigkeit bis heute befriedigend betreibt. Das hat den Zugang von Überseeschiffen zu den Flusshäfen am Paraná erlaubt, über die ein grosser Teil des Exportes von Getreide und Ölsaat abgefertigt wird.  

			Doch bei der Flussschifffahrt  bestand das Hindernis in der starren Arbeitgesetzgebung, die zu hohe Belegschaften bei den Schiffen und Häfen erforderte. Das hat Menem mit einem Schlag abgeschafft. Und dann liess sich eine US-Firma mit einer grossen Flotte von flachen Flussschiffen (“barcazas”) nieder. Das hat die Frachraten von Waren aus den anrainenden Nordprovinzen, die nach Rosario und Buenos Aires befördert werden, stark verbilligt. Dennoch hat der Flusstransport einen sehr geringen Anteil  am gesamten Warentransport. 

			Der Transportplan, den Verkehrsminister Guillermo Dietrich vorgelegt hat, sieht Investitionen für insgesamt u$s 25,84 Mrd.vor, die zu den schon in Gang befindlichen Investitionen hinzukommen, wie die oben erwähnte der Belgrano-Bahn, sich auf mehrere Jahre erstrecken und folgende Bereiche umfassen:

			- u$s 12,5 Mrd. sollen für den Bau von 2.800 km neuen Autobahnen und neuen Überlandstrassen, plus Instandsetzung der bestehenden, eingesetzt werden. Die Autobahnen führen zu einer Verbilligung des Lastwagentransports, weil dabei Zeit und Brennstoff gespart wird (weil eine bestimmte Geschwindigkeit ständig eingehalten werden kann), und ausserdem erübrigt sich dann der Bau bestimmter Überlandstrassen, da der Verkehr weitgehend auf die Autobahnen übergeht. Das ganze Strassennetz muss auf der Grundlage der Autobahnen neu überdacht werden.

			- Für Ausbau und Modernisierung der Häfen sind u$s 1,92 Mrd. vorgesehen. Hierzu sei bemerkt, dass die Häfen unter Menem weitgehend privatisiert wurden, wobei die privaten Betreiber die direkten Investitionen selber finanziert haben.  

			- In Flugplätzen sollen u$s 1,42 Mrd. investiert werden.

			- In städtischen Eisenbahnen und neuen Metrobus-Strecken in Vororten der Bundeshauptstadt und in Santa Fé sollen u$s 10 Mrd. investiert werden.

			Das Programm der Regierung ist sehr ehrgeizig, und bedarf einer hohen Summe für die Finanzierung. Hier können gewiss Kredite der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank und der Andenköperschaft beansprucht werden. Aber es muss auch für eine möglichst umfangreiche private Beteiligung an der Finanzierung gesorgt werden, doch grundsätzlich für die Betreibung und Instandhaltung, da es beim Warentransport weithend um Effizienz geht, ein Konzept, das dem Staat prinzipiell fremd ist.

			 

			 

		

	